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Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 
Die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz 
 
 

Bremen, den 26.11.2018 
 
Bearbeitet von: 
 
Frau Hellbach 
Tel. 361-6727 
 
Herr Dr. Becker 
Tel. 361-90877 

 
 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 04.12.2018 
 

 
Bedarfsgerechte Kriseninterventionsplätze für Kinder und Jugendliche 
sicherstellen! 
 
Weiterentwicklung der Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Kinder- 
und Jugendpsychiatrie durch Um- und Ausbau sowie Qualitätsentwicklung der 
geschützten Station der Kinder- und Jugendpsychiatrie am Klinikum Bremen-
Ost 
 
 
A. Problem 

 
Zur geschützten Versorgung psychisch kranker Kinder und Jugendlicher werden über das 
Klinikum Bremen-Ost der Gesundheit Nord gGmbH (GeNo) in Haus 2 derzeit 5 stationäre 
Plätze vorgehalten.  
 
Die bestehenden 5 Plätze der geschützten Station der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
werden gemeinsam als Kriseninterventions- und Therapieplätze genutzt. In der Regel sind 
Kinder und Jugendliche mit Bedarf für Krisenintervention 1-3 Tage in der Akutbetreuung und 
werden danach für ca. 4-6 Wochen in einer Anschlussbehandlung – soweit möglich auf einer 
offenen Station - weitertherapiert. 
 
Da der Bedarf an beiden Behandlungsformen in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen 
ist kommt es auch für Kinder und Jugendliche, die Bedarf für einen geschützten 
Therapieplatz haben, zu längeren Wartezeiten.  
 
Dadurch können auch die in der Kinder- und Jugendhilfe (z.B. über den Kinder- und 
Jugendnotdienst (KJND), den Sozialdienst Junge Menschen, die Fachdienste für geflüchtete 
Kinder und Jugendliche und Einrichtungen Freier Träger) sichtbar werdenden, akuten 
Kriseninterventions- und Behandlungsbedarfe nicht zeitnah und bedarfsgerecht versorgt 
werden.  
 
Den gewachsenen und veränderten Anforderungen kann mit der gegenwärtig bestehenden 
sehr kleinen Betriebseinheit von 5 stationären Plätzen für alle zu versorgenden 
Alterskohorten und Bedarfslagen Minderjähriger sowie differenzierte geschlechts-, problem- 
und kulturspezifische therapeutische Herausforderungen an moderne Versorgungskonzepte 
nicht mehr fachlich adäquat begegnet werden. Es ist derzeit - bei zum Teil langen 
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Wartezeiten - eine große Nachfrage nach Plätzen vorhanden, die das aktuelle Angebot 
deutlich übersteigt. Dadurch kommt es im Einzelfall zu unvertretbaren Wartezeiten mit sehr 
zugespitzten Fallverläufen in der Kinder- und Jugendhilfe, häufigen Einrichtungswechseln 
und ggf. fachlich nicht sinnvollen mehrfachen klinischen Wiederaufnahmebedarfen. 
 
Durch gut aufeinander abgestimmte komplementäre Fach- und Hilfeplanung und eine 
verlässliche ressortübergreifende Schnittstellenkooperation sollen „Drehtüreffekte“ gerade 
bei noch sehr jungen Menschen jedoch vermieden werden. 
 
Auch aktuelle länderübergreifende Bestandsaufnahmen und Bedarfsanalysen weisen hin auf 
bestehende bundesweite Versorgungslücken für einzelne Zielgruppen psychisch kranker 
junger Menschen und auf ungelöste Schnittstellenprobleme zwischen Kinder- und 
Jugendpsychiatrie (KJP) und Kinder- und Jugendhilfe (KiJu) bei jungen Menschen mit 
multidimensionalen Problemlagen/ Entwicklungskrisen und sog. „Systemsprengern“ mit 
komplexen interdisziplinären und komplementären Behandlungs- und Versorgungsbedarfen.  

 
Diese auch für die Stadtgemeinde Bremen festgestellten allgemeinen Versorgungs- und 
Schnittstellenprobleme haben sich im Zusammenhang mit der in den letzten Jahren zu 
verzeichnenden Zuwanderung geflüchteter junger Menschen mit erheblichen seelischen 
Grenzerfahrungen und Traumatisierungen noch einmal deutlich verschärft. Sie erfordern 
eine konzeptionelle Weiterentwicklung und Ausdifferenzierung der innerklinischen 
Behandlungsmöglichkeiten. 
 
Mit Beschluss vom 14.03.2017, Ziffern 4 und 8, zur „Entscheidung über die Umsetzung einer 
Fakultativ geschlossenen Unterbringung“ hat der Senat im Rahmen des dazu vorgelegten 
Gesamtkonzeptes den ressortübergreifenden Planungsauftrag erteilt, Möglichkeiten zur 
kurzfristigen Krisenintervention zu schaffen: 
 

„4. Der Senat bittet die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 
  unter Beteiligung des Senators für Inneres Möglichkeiten zur kurzfristigen  

Krisenintervention zu schaffen“. 
 

„8. Der Senat nimmt den Sachstand der Planung für eine fakultative geschlossene 
Einrichtung (Planungsauftrag vom 12.04.2016) zur Kenntnis und folgt unter der 
Maßgabe, dass die angesprochenen, noch nicht realisierten Maßnahmen unter B. 
Lösung (Verstärkung begleitender Maßnahmen in U-Haft- und Strafhaft, Maßnahmen 
nach Haftentlassung, Maßnahmen zur Krisenintervention, u.a.) zeitnah realisiert 
werden, der Empfehlung, die Planung für eine solche Einrichtung zu beenden und 
angesichts der beschriebenen Entwicklungen von einem eigenständigen Bau einer 
Einrichtung mit fakultativ geschlossenen Plätzen in Bremen Abstand zu nehmen.“ 

 
Zum Umfang der Bedarfsplanung siehe nachstehenden Auszug aus der damaligen 
Tischvorlage der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport (SJFIS) vom 
03.03.2017: 
 

„Weiterer voraussichtlicher Bedarf an spezialisierten Plätzen im Umgang mit 
delinquenten Jugendlichen  

 
Insbesondere in Krisensituationen, in denen es zu eskalierten Verhaltensweisen 
seitens der Jugendlichen kommen kann, sind adäquate Reaktionsmöglichkeiten 
seitens der Polizei, der Jugendhilfe, der Justiz und auch der Psychiatrie durch 
Schaffung eines gering dimensionieren Angebots (ca. 2 Plätze) für eine kurzzeitige 
Krisenintervention notwendig.“ 

 



3 
 

Zum Verlauf der Umsetzungsplanung siehe auch den Auszug aus dem aktuellen „2. 
Sachstandsbericht zum Gesamtmaßnahmeplan für den Umgang mit delinquenten 
Jugendlichen“ der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport, Stand 
13.06.2018, für die Sitzung des Senats am 31.07.2018, Ziffer 3.: 
 

„3. Kriseninterventionsplätze in der geschützten Station der Kinder- und 
 Jugendpsychiatrie 

 
Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport wird gemeinsam 
mit der Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz in einer 
gesonderten Senatsvorlage, die derzeit in der Ressortabstimmung ist, die 
haushälterischen Voraussetzungen für den Um- und Ausbau der geschützten Station 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie schaffen. Parallel finden Gespräche statt, in denen 
unter Beteiligung der Jugendamtsleitung, der Gesundheit Nord gGmbH (GeNo) und 
der Fachabteilungen der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und 
Sport sowie der Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz eine 
Kooperationsvereinbarung erarbeitet wird.“ 
 
 

B. Lösung 
 
Gemäß Planungsauftrag des Senats vom 14.03.2017 wird nach ressortübergreifender 
fachlicher Abstimmung der vorlegenden Ressorts sowie mit der Gesundheit Nord gGmbH, 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie und dem Amt für Soziale Dienste Bremen hiermit ein 
Betriebskonzept zum bedarfsgerechten Aus- und Umbau sowie zur fachlichen 
Differenzierung und Qualitätsentwicklung der geschützten Station am Klinikum Bremen-Ost 
vorgelegt. Das Konzept sieht den Ausbau um 3 zusätzliche Plätze auf insgesamt 8 Plätze 
sowie die räumliche Untergliederung der Station in zwei Behandlungseinheiten mit jeweils 4 
Plätzen vor.  
 
Baulich, organisatorisch und konzeptionell sollen die vorgesehenen Einheiten zukünftig 
jeweils 4 Plätze für Krisenintervention und 4 Therapieplätze vorhalten. Um dieses Ziel zu 
erreichen und dabei auch die über die Kinder- und Jugendhilfe auflaufenden Bedarfsfälle 
abdecken zu können, müssen insgesamt 3 Erweiterungsplätze geschaffen werden, von 
denen die Gesundheit Nord gemäß Auftrag des Senats 2 Plätze für den Bedarf an 
Krisenintervention aus dem Bereich der Kinder- und Jugendhilfe vorhalten wird.  
 
Die Aus-und Umbauplanung für das Gebäude entspricht damit in Bezug auf die Nachfrage 
den klinischen Erfahrungswerten der Vorjahre sowie dem aktuellen Platzbedarf an 
geschützten Behandlungskapazitäten. Im Rahmen des neuen Betriebskonzeptes soll der 
sich verändernden quantitativen und qualitativen Nachfrageentwicklung nach zeitnaher 
Krisenintervention einerseits sowie (anschließenden) geschützten stationären 
Therapiemaßnahmen andererseits zukünftig fallspezifisch flexibel durch ein individuell 
passgenaues Behandlungssetting entsprochen werden können.  
 
Der zwischen den vorlegenden Ressorts abgestimmte Entwurf des näheren 
Betriebskonzeptes ist im Einzelnen der Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Voraussetzung für eine gelingende komplementäre Versorgung von Jugendhilfe und Kinder- 
und Jugendpsychiatrie ist zudem die nachhaltige Weiterentwicklung der interdisziplinären 
bereichsübergreifenden Zusammenarbeit durch verbindliche Kooperation. Erforderlich ist 
dies insbesondere in den für beide Versorgungssysteme sehr herausfordernden krisenhaften 
Verläufen und schwierigen Einzelfällen mit länger anhaltenden sowie wiederkehrenden 
interdisziplinären Interventions- und Schutzbedarfen. Diese Kinder und Jugendlichen stellen 
besondere Herausforderungen an die Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Kinder- und 
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Jugendpsychiatrie, an ein integriertes therapeutisch-pädagogisches Behandlungs- und 
Versorgungskonzept und die gemeinsame Arbeit mit den seelisch behinderten jungen 
Menschen, deren Familien und den beteiligten freien Träger. 
 
Zur Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung der ressortübergreifenden Zusammenarbeit 
zwischen Kinder- und Jugendhilfe und Kinder- und Jugendpsychiatrie bei der 
Krisenintervention und der klinischen Weiterbehandlung sowie in den Übergangsverfahren 
zu Anschlussmaßnahmen der Erziehungshilfe unter Verantwortung der Kinder- und 
Jugendhilfe ist daher eine für beide Leistungsbereiche verbindliche Fortschreibung der 
ressortübergreifenden Kooperationsvereinbarung vorgesehen.  
Die Fortschreibung soll zeitgleich mit der Umsetzung des neuen Betriebskonzeptes erfolgen. 
Grundlage hierzu bildet die bereits bestehende Kooperationsvereinbarung „gemeinsame 
Verfahrensregelungen zwischen dem Amt für Soziales Dienste (AFSD) und den Kinder- und 
Jugendpsychiatrischen Einrichtungen in der Stadtgemeinde Bremen zur Zusammenarbeit 
nach § 35a und § 36 SGB VIII“, Stand April 2014. Damit soll die Schnittstellenkooperation 
und die vereinbarte prozesshafte Begleitstruktur nachhaltig gesichert und auch zukünftig 
bedarfsgerecht weiterentwickelt werden.  
In die Fortschreibung der Kooperationsvereinbarung sollen daher fortlaufend auch die 
geplanten Vereinbarungen zur Weiterentwicklung der strukturellen Zusammenarbeit der 
Kinder- und Jugendhilfe mit der Tagesklinik für Kinder- und Jugendliche und zukünftige 
weitere Schnittstellenverfahren einbezogen werden. 
 
 
C. Alternativen 
 
Die unter B. Lösung dargestellte Planung entspricht dem Auftrag des Senats vom 
14.03.2017, Ziffer 4, zum „Gesamtmaßnahmeplan für den Umgang mit delinquenten 
Jugendlichen“.  
 
Alternativen zum vorgelegten Ausbaukonzept werden daher nicht empfohlen. 
 
 
D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/ Gender Prüfung 

 
Die vorgesehene Ausbauplanung erfolgt im Rahmen der im Landeskrankenhausplan 
ausgewiesenen Platzkapazitäten für die Kinder- und Jugendpsychiatrie.  
 
Die Umsetzung des dargestellten Betriebskonzeptes ist mit einmaligen investiven Kosten in 
Höhe von insgesamt 1.049.506,12 Euro (Kostenberechnung nach DIN 276, Stand 
21.03.2018) in 2019 verbunden. Siehe hierzu im Einzelnen Anlage 2. Die Kostenberechnung 
entspricht den Vorgaben der RL Bau 09/ 2018. 
 
Das zwischen den berichtenden Fachressorts abgestimmte Finanzkonzept sieht die 
Finanzierung über Baupauschalen des Klinikum Bremen-Ost der Gesundheit Nord gGmbH 
sowie die einmalige Anteilsfinanzierung für die Bereitstellung von 2 Kriseninterventions-
plätzen gemäß Ziffer 3 des „Gesamtmaßnahmeplan für den Umgang mit delinquenten 
Flüchtlingen“ in Höhe von 473.303,78 Euro aus veranschlagten Mitteln bei der 
Haushaltsstelle 3434.893 10-0, Investive Ausgaben zur Herstellung von 
Unterbringungsmöglichkeiten für unbegleitete minderjährige Ausländer (umA), der Senatorin 
für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport vor. Diese Anteilsfinanzierung erfolgt im 
Haushaltsjahr 2019 durch Verlagerung der entsprechenden Mittel aus dem Produktplan 41, 
Jugend und Soziales, in den Produktplan 51, Gesundheit, zur Weitergabe an das Klinikum 
Bremen-Ost.  
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Damit beteiligt sich das Ressort Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport mit 25 % an 
den investiven Kosten zur Platzerweiterung im unmittelbaren Bettenbereich sowie zu 50 % 
an den Kosten für die konzeptionell erforderlichen weiteren baulichen Veränderungen, die 
zum Aus- und Umbau sowie zur Modernisierung der Küchen, Gemeinschafts-, Therapie-, 
Sanitär-, Mitarbeiter- und sonstigen Funktionsräume erforderlich sind. Die übrigen 
Finanzbedarfe sind durch die Gesundheit Nord abgedeckt. 
 
Zur haushaltsrechtlichen Absicherung der Anteilsfinanzierung ist vor einer Ausschreibung 
und Veröffentlichung der Baumaßnahme im laufenden Haushaltsjahr 2018 die Erteilung 
einer zusätzlichen Verpflichtungsermächtigung in Höhe von (gerundet) 473.305 € im 
Produktplan 51 (Hst. (neu) 3501/891 10-9, Zuschuss an Klinikum Bremen Ost für den Um-
/Ausbau der Kinder- und Jugendpsychiatrie) erforderlich. Die Abdeckung erfolgt im Jahr 
2019 durch die dargestellte Mittelverlagerung aus dem Produktplan 41, Jugend und 
Soziales.  
 
Die laufenden Personal- und Sachkosten für die geschützte kinder- und jugend-
psychiatrische Behandlung werden auf Grundlage der Behandlungspauschalen nach dem 
SGB V durch die jeweilige Krankenkasse der Versicherten getragen.  
Soweit dort eine Aufnahme und Behandlung geflüchteter junger Menschen/umA auf 
Grundlage des § 264 SGB V erfolgt, fallen im Rahmen der hierzu mit den Krankenkassen 
geschlossenen Erstattungsvereinbarungen – ggf. neben weiterlaufenden Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe - Mehrkosten im Bereich der öffentlichen Krankenhilfeleistungen an, 
die im Gesamtbudget der Sozialleistungen darzustellen sind. Nach einer Auswertung der 
GeNo für das Jahr 2017 betraf dies rd. 6% der insgesamt 400 Behandlungsfälle. 
 
Die geschützte Station der Kinder- und Jugendpsychiatrie deckt akute Kriseninterventions- 
und klinische Therapiebedarfe aller Altersgruppen und Geschlechter - bei Abhängigkeit von 
der Dringlichkeit im Einzelfall - grundsätzlich gleichermaßen ab. Im Zusammenhang mit dem 
verstärkten Zuzug unbegleitet und begleitet eingereister bzw. einreisender geflüchteter 
junger Menschen sind insbesondere auch die erhöhten Versorgungsbedarfe von Mädchen 
und Jungen mit Migrations-/Fluchthintergrund bzw. der überwiegend männlichen umA 
planerisch berücksichtigt worden.  
 
 
E. Beteiligung/ Abstimmung 
 
Die Vorlage ist mit der Senatorin für Finanzen und der Senatskanzlei abgestimmt. 
 
Die im Rahmen des „Gesamtmaßnahmeplan des Senats für den Umgang mit delinquenten 
Jugendlichen“ zu diesem Planungsauftrag des Senats vorgesehene Abstimmung mit dem 
Senator für Inneres ist erfolgt.  
 
Das Betriebskonzept zum bedarfsgerechten Aus- und Umbau der geschützten Station und 
die Erweiterung der ressortübergreifenden Fachkooperation sind zwischen der Senatorin für 
Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz sowie der Senatorin für Soziales, Jugend, 
Frauen, Integration und Sport abgestimmt. 
 
Die anteilige Darstellung der investiven Kosten durch die Gesundheit Nord gGmbH aus den 
dortigen Baupauschalen erfordert die Zustimmung des Aufsichtsrates der GeNo. Diese ist 
am 27.06.2018 erfolgt. 
 
Die erforderliche Befassung der zuständigen städtischen Fachdeputationen sowie die 
Befassung des städtischen Jugendhilfeausschusses sind vorgesehen nach grundsätzlicher 
Zustimmung des Senats zur geplanten Umsetzung des unter B. dargestellten Betriebs- und 
Finanzkonzeptes. 
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Die vorgesehene Befassung des Haushalts- und Finanzausschuss zur Umsetzung der  
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen erfolgt nach Beschlussfassung der zuständigen 
städtischen Fachdeputationen. 
 
 
F. Öffentlichkeitsarbeit/ Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

 
Einer Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz steht nichts entgegen. 
 
 
G. Beschluss 
 
1. Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage 2540/19 der Umsetzung des dargestellten 

Betriebs- und Finanzkonzeptes für den Um- und Ausbau der geschützten Station der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie am Klinikum Bremen-Ost zu.  

 
2. Der Senat stimmt im Zusammenhang mit der vorgesehenen Anteilsfinanzierung durch 

die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport der Erteilung einer 
zusätzlichen Verpflichtungsermächtigung bei der Haushaltsstelle (neu) 3501/891 10-9, 
Zuschuss an Klinikum Bremen Ost für den Um-/Ausbau der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie (Gesundheit) i.H.v. 473.305 € mit einer Abdeckung im Haushaltsjahr 
2019 durch Mittelverlagerung aus dem Produktplan 41, Jugend und Soziales (Hst. 
3434.893 10-0), in den Produktplan 51, Gesundheit, zur Weitergabe an die GeNo zu. Er 
bittet die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz in Abstimmung 
mit der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport die 
entsprechenden haushaltsrechtlichen Voraussetzungen über die Senatorin für Finanzen 
beim Haushalts- und Finanzausschuss zu beantragen. Er bittet die Senatorin für 
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport um weitere gesonderte Berichterstattung 
zur Abdeckung intensivpädagogischer Betreuungsbedarfe der Zielgruppe im Kontext der 
vereinbarten fortlaufenden Sachberichterstattung zur Umsetzung und Fortschreibung des 
„Gesamtmaßnahmeplan des Senats zum Umgang mit delinquenten Jugendlichen“. 

 
3. Der Senat bittet die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz 

sowie die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport um weitere 
Unterrichtung zur erfolgenden Umsetzung des unter B. Lösung dargestellten 
Betriebskonzeptes sowie zur unter B. Lösung dargestellten beabsichtigten 
Fortschreibung der Kooperationsvereinbarung zur Zusammenarbeit der Kinder- und 
Jugendhilfe mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie. 

 
 
 
 
Anlage 1: Betriebskonzept 
 
Anlage 2: Kostenberechnung nach DIN 276 (Investitionsplan) 



















Seite 1

Teilbetrag Gesamtbetrag
(brutto) (brutto)
Euro Euro

0,00

0,00

373.640,37

307.579,64

14.803,60

26.056,24

190.534,17

912.614,02

1.049.506,12

Teilbetrag Gesamtbetrag
(brutto) (brutto)
Euro Euro

100 Grundstück

110 Grundstückswert 0,00

120 Grundstücksnebenkosten 0,00

130 Freimachen 0,00

0,00

200 Herrichten und Erschließen

210 Herrichten 0,00

220 Öffentliche Erschließung 0,00

230 Nichtöffentliche Erschließung 0,00

240 Ausgleichsabgaben 0,00

250 Übergangsmaßnahmen 0,00

0,00

Kostenberechnung nach DIN 276 - Umbau Haus 2 - EG

                                                                                                         Summe 100 

                                                                                                         Summe 200 

    Gesamtkosten                                                                                                      Summe GSK

   Zusammenstellung der Kosten

     Kostengruppe

     Kostengruppe

    Summe 500 - Außenanlagen

    Summe 100 - Grundstück

    zuzüglich Sicherheit von 15 %

    Summe 400 - Bauwerk-Technische Anlagen

    Summe 200 - Herrichten und Erschließen

    Summe 300 - Bauwerk-Baukonstruktionen

    Summe 600 - Ausstattung und Kunstwerke

    Summe 700 - Baunebenkosten



Seite 2

Teilbetrag Gesamtbetrag
(brutto) (brutto)
Euro Euro

300 Bauwerk-Baukonstruktionen

310 Baugrube 0,00

320 Gründung 0,00

330 Außenwände 55.097,00

340 Innenwände 201.084,42

350 Decken 67.396,84

360 Dächer 0,00

370 Baukonstruktive Einbauten 29.452,50

390 Sonstige Maßnahmen für Baukonstruktionen 20.609,61

373.640,37

400 Bauwerk-Technische Anlagen

410 Abwasser-, Wasser-, Gasanlagen 50.800,00

420 Wärmeversorgungsanlagen 2.500,00

430 Lufttechnische Anlagen 38.000,00

440 Starkstromanlagen 167.032,21

450 Fernmelde- und informationstechnische Anlagen 25.037,00

460 Förderanlagen 0,00

470 Nutzungsspezifische Anlagen 0,00

480 Gebäudeautomation 5.151,39

490 Sonstige Maßnahmen für Technische Anlagen 19.059,04

307.579,64

                                                                                                         Summe 300 

                                                                                                         Summe 400 

Kostenberechnung nach DIN 276 - Umbau Haus 2 - EG

     Kostengruppe
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Teilbetrag Gesamtbetrag
(brutto) (brutto)
Euro Euro

500 Außenanlagen

510 Geländeflächen 0,00

520 Befestigte Anlagen 0,00

530 Baukonstruktionen in Außenanlagen 12.547,36

540 Technische Anlagen in Außenanlagen 0,00

550 Einbauten in Außenanlagen 0,00

560 Wasserflächen 0,00

570 Pflanz- und Saatflächen 2.256,24

590 Sonstige Außenanlagen 0,00

14.803,60

600 Ausstattung und Kunstwerke

610 Ausstattung 26.056,24

620 Kunstwerke 0,00

26.056,24

700 Baunebenkosten

710 Bauherrenaufgaben 0,00

720 Vorbereitung der Objektplanung 0,00

730 Architekten- und Ingenieurleistungen 181.951,17

740 Gutachten und Beratung 1.800,00

750 Künstlerische Leistungen 0,00

760 Finanzierungskosten 0,00

770 Allgemeine Baunebenkosten 6.783,00

790 Sonstige Baunebenkosten 0,00

190.534,17

                                                                                                         Summe 500 

                                                                                                         Summe 700 

                                                                                                         Summe 600 

     Kostengruppe

Kostenberechnung nach DIN 276 - Umbau Haus 2 - EG
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